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(Nr. 126650 Geſetz, betreffend Übertragung der Verwaltung und Ausbeutung des ſtaatlichen Bergwerks⸗ 
beſitzes an eine Aktiengeſellſchaft. Vom 9. Oktober 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

a) Auf Grund des Artikels 69 der Verfaſſung für den Freiſtaat Preußen vom 30. November 
1920 (Geſetzſamml. S. 543) wird das Preußiſche Staatsminiſterium ermächtigt, zwecks Verwaltung 
und Ausbeutung der der ſtaatlichen Bergverwaltung unterſtehenden Betriebe, Gerechtſame und Be— 
rechtigungen eine Aktiengeſellſchaft (A. G.) zu bilden. 

b) Die Übertragung der Verwaltung und Ausbeutung erfolgt gegen ein vertraglich 11 5 zu 
beſtimmendes Entgelt. 

c) Zu welchem Zeitpunkte die Verwaltung und Ausbeutung der Betriebe, Gerechtſanme und 
Berechtigungen auf die A. G. übergeht, iſt der gemeinſamen Entſcheidung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe und des Finanzminiſters vorbehalten. 


§ 2. 5 

a) Das Staatsminiſterium hat die geſamten Aktien für den Preußiſchen Staat zu übernehmen. 

b) Die Vertretung des Staates als Aktionär der A. G. erfolgt durch den Miniſter für Handel 
und Gewerbe und den Finanzminiſter zu gleichen Teilen. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, 
einen Teil der durch ihn vertretenen Aktien an die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) wider 
ruflich zu übertragen. 

) Die Veräußerung von Aktien, die Herausgabe beſonderer Gattungen von Aktien (Vorzugs⸗ 
aktien u. a.) und die Erhöhung des Aktienkapitals, ſoweit die Aktien nicht in der Hand des 
Staates bleiben ſollen, ſind an die Zuſtimmung des Landtags gebunden. Das gleiche gilt von 
einer / des Grundkapitals überſteigenden Verpfändung, ſoweit ſie nicht bei der Preußiſchen Staats— 
bank (Seehandlung) erfolgt. 

§ 3. 


a) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur . der Mittel für die im § 2 vorgeſehene 
Übernahme der Aktien eine Anleihe bis zur Höhe von 5 Millionen Goldmark durch Verausgabung 
eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Verwaltung der An- 
leihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die Anleihe iſt in der Art zu 
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tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenommenen Schuldkapitals 
unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 8 vom Hundert der 
zur Tilgung dieſer Anleihe aufgenommenen oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 


b) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von 2 Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 


e) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis auf in- 
und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. Der Finanzminiſter wird 
ferner ermächtigt, bei den vom Staate begebenen Anleihen die Schul dverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und etwa zugehörigen Zinsſcheine ſämtlich oder teilweiſe auch auf Einheiten von Sachwerten (Tonnen 
Kohle, Kali uſw.) zu ſtellen. 

d) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


e) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 


f) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dein die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 


g) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem 
Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, be- 
ſtimmt der Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. e die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


§ 4. 

Für die Geſchäftsführung der A. G. kommen die Artikel 63 bis 68 der Preußiſchen Ver⸗ 
faſſung ſowie die Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) nicht in Betracht. Ebenſo findet der Artikel 68 der Preu— 
ßiſchen Verfaſſung nicht mehr Anwendung auf die Rechnungen aus der Zeit vor der Übertragung 
der Verwaltung und Ausbeutung der Betriebe ($ 1 zu e). 


8 8 
5 § 9. 
a) Die A. G. führt die Geſchäfte im eigenen Namen und für eigene Rechnung auf Grund 
eines mit dem Preußiſchen Staate, vertreten durch den Miniſter für Handel und Gewerbe und 
den Finanzminiſter, abzuſchließenden Vertrags. 
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b) Der A. G. kann durch Vertrag das Recht eingeräumt werden, die von ihr verwalteten 
Grundſtücke ſowie die von ihr verwalteten Gerechtſame und Berechtigungen, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden geſetzlichen Vorſchriften gelten, mit Zuſtimmung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe und des Finanzminiſters zu veräußern oder mit Hypotheken, Grundſchulden 
und anderen dinglichen Rechten zu belaſten ſowie die hierzu erforderlichen Erklärungen vor den 
Grundbuchämtern abzugeben. Die beiden Miniſter können für weniger bedeutende Fälle die Zu⸗ 
ſtimmung allgemein erteilen. 

c) Die Veräußerung weſentlicher Teile des verwalteten Beſitzes und eine Belaſtung der ver 
walteten Grundſtücke, Gerechtſame und Berechtigungen über 10 Millionen Goldmark hinaus darf 
nur mit Zuſtimmung des Landtags erfolgen. 


§ 6. 


Das Staatsminiſterium hat dem Landtage den Jahresabſchluß nebſt dem von den Organen 
der A. G. erſtatteten Jahresberichte nach den Beſchlüſſen der Generalverſammlung alsbald vorzulegen. 


9.75 

a) Diejenigen Beamten der Bergverwaltung, die von der A. G. innerhalb 6 Monaten nach 
ihrer Gründung oder nach Übernahme des Werkes, bei dem ſie tätig ſind, in den Dienſt der A. G. 
übernommen werden, gelten als ohne Gehalt, unwiderruflich beurlaubt. Sie ſcheiden aus dem 
Staatsdienſte nach Ablauf von 5 Jahren nach ihrer Übernahme aus, ſofern ſie nicht ſpäteſtens 
3 Monate vorher dem Miniſter für Handel und Gewerbe die ſchriftliche Erklärung abgeben, daß 
ſie mit dem Ablaufe des Urlaubs ihre Tätigkeit im Staatsdienſte wieder aufnehmen wollen. Die 
eingangs erwähnte ſechsmonatige Friſt kann durch allgemeine Verfügung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe verlängert werden. 

Die Beamten ſcheiden aus dem Staatsdienſt auch mit einer innerhalb der fünfjährigen Friſt 
des Ab. 1 erfolgenden Beendigung ihres Vertragsverhältniſſes aus, ſofern fie nicht binnen 4 Wochen, 
nachdem der Zeitpunkt der Beendigung feſtſteht, dem Miniſter für Handel und Gewerbe die 
Erklärung abgeben, daß ſie ihre Tätigkeit wieder aufnehmen wollen. 

Wenn der Beamte im Falle der Abſ. 1 und 2 rechtzeitig erklärt, feine Tätigkeit im Staats- 
dienſte wieder aufnehmen zu wollen, ſo erlöſchen die beiderſeitigen Anſprüche des Beamten und 
der A. G. aus dem Vertragsverhältniſſe, die ſich auf einen nach der Beendigung des Urlaubs 
(Abſ. 1) oder des Vertragsverhältniſſes (Abſ. 2) liegenden Zeitraum beziehen. f 

b) Angeſtellte, die nach a aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden ſind, haben Anſpruch auf 
Verſorgungsbezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze, ſobald ſie aus 
dem Dienſte der A. G. nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufs— 
unfähigkeit ausſcheiden. Die Hinterbliebenen der mit Ruhegehalt ausgeſchiedenen Angeſtellten haben 
Anſpruch auf Hinterbliebenengebührniſſe aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grund- 
ſätze. Den gleichen Anſpruch haben die Hinterbliebenen derjenigen Angeſtellten, die nach a in den 
Dienſt der A. G. übernommen und aus ihm durch Tod ausgeſchieden ſind. 

Die gleichen Anſprüche beſtehen, falls das Ausſcheiden auf Kündigung ſeitens der A. G. er— 
folgt, ohne daß hierzu ein in der Perſon des Angeſtellten liegender wichtiger Grund vorliegt, der 
im Beamtenverhältniſſe die Dienſtentlaſſung gerechtfertigt haben würde. Der Anſpruch wird fällig, 
ſobald die A. G. die Zahlung der Gehaltsbezüge einftellt. 
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Scheiden Angeſtellte, ohne dauernd berufsunfähig zu fein, vor Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der A. G. aus, weil ihnen das Verbleiben in 
ihrer Dienſtſtelle nicht zugemutet werden kann, ſo haben ſie, und demnächſt auch ihre Hinterbliebenen, 
Anſpruch auf die Verſorgungsbezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze; 
der Anſpruch wird fällig, ſobald ſie entweder das 65. Lebensjahr vollendet haben oder dauernd 
berufsunfähig geworden oder geſtorben find, oder falls und folange fie keine Stellung oder Be— 
ſchäftigung finden, die ihnen nach Maßgabe der von ihnen innegehabten Stellung einen Erwerb 
bietet. i 

Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über das Vorliegen des 
Verſorgungsanſpruchs nicht gebunden. 5 

e) Die Verſorgungsbezüge in den Fällen zu b richten ſich nach der zuletzt von dem Beamten 
bekleideten Staatsſtelle. Dabei wird die nach dem endgültigen Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt 
im Dienſte der A. G. verbrachte Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter und auf die ruhegehaltsfähige 
Dienſtzeit nicht angerechnet. | 

d) Auf Staatsbeamte, deren Stelle infolge der Übertragung der Verwaltung im Haushalts: 
plane wegfällt, die aber nicht aus dem Staatsdienſt ausſcheiden, findet die Verordnung vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in Verbindung mit Artikel II des Geſetzes vom 12. Juli 
1923 (Geſetzſamml. S. 305) Anwendung. 

e) Vorſtehende Vorſchriften ſinden auf die Beamten des früheren Bergwerksdirektionsbezirkes 
Saarbrücken Anwendung, wenn ſie ſpäteſtens / Jahr nach Ablauf der Zeit, in der ſie als vom 
Preußiſchen Staat in den Dienſt der franzöſiſchen Bergverwaltung beurlaubt gelten, in den Dienſt 
der A. G. übernommen werden. Die fünfjährige Beurlaubung nach a Satz 2 rechnet vom letzteren 
Zeitpunkt ab. Die Erklärung nach a Satz 2 iſt ſpäteſtens 3 Monate vor Ablauf des Urlaubs 
abzugeben. N a 

) Die Vorſchriften unter e gelten ſinngemäß für die in den Dienſt der polniſchen Berg— 
verwaltung beurlaubten Beamten des Bergwerksdirektionsbezirkes Hindenburg. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Handel und Gewerbe und der 
Finanzminiſter beauftragt. i 8 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. N 2 i 
Berlin, den 9. Oktober 1923. f 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel) Braun. v. Richter. Siering. 


f f Berichtigung 5 
Auf Seite 464 ift in Zeile 10 von unten zu ſetzen: „28. September 1923“ ſtatt „28. September 1922”. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckekei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


